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Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord   
Seekoppelweg 5a  I  24113 Kiel 

Standort Kiel 

 
 
 
 
 
 
Ausnahmebewilligung zur Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
für Abweichungen von bestimmten Beschränkungen des Arbeitszeitgesetzes aus 
Anlass der Ausbreitung des Corona-Virus (SARS-CoV-2) in Deutschland gemäß § 13 
Abs. 3 Gesetz über die Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungszeitengesetz - LÖffZG) 
vom 29. November 2006 (GVOBl. Schl.- H. S.243) 

 
 
Die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord erlässt auf Grundlage des 
§ 13 Abs. 3 LÖffZG in Verbindung mit §§ 106 Abs. 2, 110 Abs. 3 und 4 des Allgemeinen 
Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwaltungsgesetz – LVwG) 
in den jeweils geltenden Fassungen folgende 
 
 

Allgemeinverfügung: 
 
 

 

 
1. Abweichend von § 3 ArbZG kann in Verkaufsstellen, die unter das Gesetz über die 

Ladenöffnungszeiten fallen, die zulässige tägliche Arbeitszeit auf maximal 12 Stunden 
pro Tag verlängert werden. 

 
2. Die wöchentliche Arbeitszeit darf 60 Stunden nicht überschreiten. 

 
 

3. Abweichend von § 5 Absatz 1 und § 7 Absatz 9 des Arbeitszeitgesetzes darf die 
Ruhezeit um bis zu zwei Stunden verkürzt werden, wobei eine Mindestruhezeit von 
neun Stunden nicht unterschritten werden darf. Die Verkürzung ist nur zulässig, wenn 
sie wegen der COVID-19-Epidemie zur Aufrechterhaltung der Versorgung der 
Bevölkerung mit existenziellen Gütern notwendig ist. Jede Verkürzung der Ruhezeit ist 
innerhalb von vier Wochen auszugleichen. Der Ausgleich ist nach Möglichkeit durch 
freie Tage zu gewähren, ansonsten durch Verlängerung anderer Ruhezeiten auf jeweils 
mindestens 13 Stunden. 
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A. Ausnahmen in außergewöhnlichen Fällen 

Ungeachtet der vorgenannten Regelungen darf von den §§ 3 bis 5, § 6 Abs. 2, § 7 sowie 
§§ 9 bis 11 ArbZG abgewichen werden bei vorübergehenden Arbeiten in Notfällen und in 
außergewöhnlichen Fällen, die unabhängig vom Willen der betroffenen Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber eintreten und deren Folgen nicht auf andere Weise zu beseitigen sind (§ 
14 Abs. 1 ArbZG). Gleiches gilt für die weiteren Abweichungsbefugnisse in besonderen 
Ausnahmefällen nach § 14 Abs. 2 ArbZG. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt 
von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht überschritten werden darf, wenn die 
Arbeitgeber von der Befugnis nach § 14 Abs. 1 und 2 ArbZG Gebrauch machen. 

 
 

B. Dokumentation 
 

Abweichend von § 16 Abs. 2 ArbZG sind bei Inanspruchnahme der 
Ausnahmebewilligung die Lage und die Dauer der tatsächlich geleisteten Arbeitszeiten 
(Beginn und Ende) und die Freischichten für jeden Beschäftigten in einer Monatsliste zu 
dokumentieren und auf Verlangen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Die 
Arbeitszeitnachweise sind mit einer Aufstellung der betroffenen Beschäftigten zwei Jahre 
lang aufzubewahren und der zuständigen Aufsichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen.  

 
 
 

C. Befristung 
 
Die Bewilligung ist bis zum 20. Mai 2020 befristet. 

 
 
 

D. Inkrafttreten und Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 

1. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 110 Abs. 3 und 4 S. 1 und 4 LVwG am Tage 
nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. Sie tritt im Zeitpunkt ihrer 
Bekanntgabe in Kraft.  

2. Aufgrund von § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wird im öffentlichen 
Interesse die sofortige Vollziehung angeordnet. Ein Widerspruch gegen die 
Allgemeinverfügung hat keine aufschiebende Wirkung. 

 
 

Hinweise  

Mindestens 15 Sonntage im Jahr müssen beschäftigungsfrei bleiben (§ 11 Abs. 1 
ArbZG). 

Auf die Regelung des § 15 Abs. 4 ArbZG wird hingewiesen. Danach darf die Arbeitszeit 
48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von 6 Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht 
überschreiten. 

  

http://www.arbeitsschutz.uk-nord.de/
http://www.arbeitsschutz.uk-nord.de/


Telefon: 0431-220040-10 (Vermittlung)  I  poststelle-ki@arbeitsschutz.uk-nord.de  I  Internet: http://www.arbeitsschutz.uk-
nord.de   I   
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte oder verschlüsselte Dokumente 

 
Nach § 4 ArbZG dürfen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht länger als 6 Stunden 
ohne Ruhepause beschäftigt werden. Die Arbeit ist durch im Voraus feststehende 
Ruhepausen von mindestens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu 
neun Stunden und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stunden 
insgesamt zu unterbrechen. Die Ruhepausen können in Zeitabschnitte von jeweils 
mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden.  

 
Die genannte Ausnahmeregelung gilt für Beschäftigte über 18 Jahre. Für minderjährige 
Beschäftigte bleibt es bei den Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes. Für 
schwangere und stillende Frauen gelten die Regelungen des Mutterschutzgesetzes. 

 
Diese Genehmigung ersetzt nicht die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates nach § 87 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVfG).  

 
 
 

Begründung  
 

Die vorliegende Entscheidung ergeht auf Grundlage des § 13 Abs. 3 LÖffZG. Nach 
dieser Vorschrift kann die Arbeitsschutzbehörde abweichend u.a. von §§ 3 und 11 Abs. 
2 ArbZG die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern über die 
zulässige Höchstarbeitszeit gemäß § 3 ArbZG in begründeten Einzelfällen zulassen. 

 
Für den Erlass einer solchen Bewilligung in Form dieser Allgemeinverfügung ist die 
Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord sachlich und örtlich zuständig 
nach dem Erlass zur vorläufigen Übertragung der Zuständigkeit des MSGJFS vom 20. 
April 2020. 

  
Der für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung auf der Grundlage des § 13 Abs. 3 
LÖffZG erforderliche begründete Einzelfall ist gegeben.  

  Diese Voraussetzung ist erfüllt. Infektionen mit dem Virus SARS-CoV-2 sind inzwischen 
in allen Bundesländern nachgewiesen. Die Anzahl der Infizierten nimmt aktuell weiter zu 
und die WHO hat die Ausbreitung des Virus als Pandemie eingestuft.  

 
Darüber hinaus ist im weiteren Verlauf der Ausbreitung der Infektion mit einem stark 
erhöhten Krankenstand auch bei den Beschäftigten zu rechnen. Um möglichen 
kritischen Personalengpässen im Bereich des Einzelhandels vorzubeugen, wird daher 
die Begrenzung der täglichen Höchstarbeitszeit für diese Beschäftigten für einen 
befristeten Zeitraum auf 12 Stunden erhöht und die wöchentliche Höchstarbeitszeit auf 
60 Stunden festgesetzt. Außerdem werden Voraussetzungen geschaffen, um unter 
bestimmten Bedingungen die Ruhezeiten zu verkürzen. Damit haben die Betriebe die 
nötige Flexibilität, um mit dem vorhandenen Personal kurzzeitig erhöhte Fehlzeiten 
auszugleichen und die für die Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen 
 

  Des Weiteren wird klargestellt, dass die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ungeachtet 
der unter dieser Allgemeinverfügung zugelassenen Ausnahmen von den §§ 3 und 9 
ArbZG auch weiterhin unter den in § 14 ArbZG normierten Voraussetzungen auf die 
dortigen Abweichungsbefugnisse in außergewöhnlichen Fällen zurückgreifen können.   

 
Da die derzeitige Entwicklung der Ausbreitung des Virus und der Erkrankungen nicht 
vollständig abschätzbar ist, wurde diese Bewilligung, entsprechend der 
Bundesverordnung nach § 14 Abs. 4. ArbZG befristet bis zum20. Mai2020 erlassen.  
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Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung dieser 
Ausnahmegenehmigung zur umgehenden Sicherstellung der Versorgungslage der 
Bevölkerung überwiegt das eventuelle Aufschubinteresse der von dieser 
Allgemeinverfügung Betroffenen. Ohne die sofortige Ermöglichung von Ausnahmen ist 
die lückenlose Versorgung der Bevölkerung gefährdet. Demgegenüber sind die 
Interessen der im Einzelhandel beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern an 
beschäftigungsfreien Sonn- und Feiertagen sowie an einer Begrenzung der 
Höchstarbeitszeit auf zehn Stunden für den begrenzten Zeitraum der 
Ausnahmegenehmigung von geringerem Gewicht. Daher muss vorliegend das Interesse 
der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs gegenüber dem besonderen 
öffentlichen Interesse am sofortigen Vollzug dieser Ausnahmegenehmigung 
zurücktreten.   

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde 
bei der Unfallkasse Nord, Seekoppelweg 5a, 24113 Kiel schriftlich oder zur Niederschrift 
einzulegen.  
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beim 
Verwaltungsgericht Schleswig, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig, Antrag auf 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung oder gemäß § 80 Abs. 4 VwGO bei der 
Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord Antrag auf Aussetzung der 
Vollziehung gestellt werden. 
 

 
Kiel, den 20.04.2020 

 
Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord 

 

 
Jan Holger Stock  
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